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Gegen den kapitalistischen Krieg! Gegen jeden Nationalismus! 

Die einzige Perspektive ist der 

internationale Klassenkampf!!! 

 

 

Dieses Jahr fällt der 1. Mai mit dem 70. Jahrestages des 

Endes des Zweiten Weltkrieges zusammen. Am 8. und 

9. Mai 1945 feierten die Überlebenden das Ende eines 

sechs Jahre andauernden Massakers, welches annäh-

rend 100 Millionen Menschen das Leben kostete. Bisher 

hat sich ein Flächenbrand mit dem Ausmaß von 1939-

1945 nicht wiederholt. Dennoch ist in der Welt keinen 

Moment Frieden eingekehrt. Die Stellvertreterkriege in 

Korea, Vietnam, Angola usw. nahmen jedoch kein 

globales Ausmaß an. Dies war zum einem dem Nach-

kriegsboom und der Dominanz zweier imperialistischer 

Supermächte geschuldet, die im Verlauf des Zweiten 

Weltkrieges bekommen hatten was sie wollten. Selbst 

während der Kuba-Krise 1962 schreckten beide Seiten 

noch davor zurück, die Menschheit ins vollständige 

Verderben zu stürzen. Damals entfaltete allerdings  

noch der Nachkriegsboom seine Wirkung.  

„Collateral Damage“ 

Heute ist die Situation eine andere. Das Ende des 

Nachkriegsbooms war ein Indikator dafür, dass die zyk-

lischen Krisen des Kapitalismus wiederkehrten. Dies führ-

te zu verschärften Spannungen und intensivierten Rüs-

tungswettläufen in den 80er Jahren. Die UdSSR inves-

tierte 25% ihres BIP, um in diesem aussichtslosen Wett-

rüsten mitzuhalten. Letztlich beförderte das ihren wirt-

schaftlichen Niedergang und ihre Implosion. Das war 

nicht das “Ende der Geschichte“ (die Geschichte steht 

niemals still) sondern der Beginn der völligen Selbst-

überschätzung der USA. Die Arroganz, mit der die USA 

und ihre Verbündeten den Nahen Osten mit Militärein-

sätzen überzogen, findet heute ihren Niederschlag in 

immer brutaleren und erbitterten Kriegen wie in Syrien, 

dem Irak, in Libyen, dem Jemen, in weiten Teil Nordaf-

rikas oder im Kongo. Nach dem Zusammenbruch der 

internationalen Finanzmärkte 2008 verschärfte sich die 

Situation. Auf der ganzen Welt wurden die Menschen 

mit drastischen Austeritätsprogrammen überzogen. 

Neue soziale Protestbewegungen entstanden, die 

schließlich im sog. „Arabischen Frühling“ gipfelten. Das 

Ergebnis war keinesfalls ein „Sieg der Demokratie“, wie 

die westlichen imperialistischen Mächte anfangs laut-

hals verkündeten, sondern eine zusätzliche Verschär-

fung der imperialistischen Rivalitäten, die ganze  Staa-

ten und Staatsgebilde förmlich auseinanderrissen. Milli-

onen von Menschen, die mit diesen Kriegen nichts zu 

tun haben wollten, wurden aus ihren Häusern vertrie-

ben, vergewaltigt, verstümmelt und getötet.  Das Leid 

dieser Menschen wurde und wird gemeinhin als „Kolla-

teralschaden“ abgetan.   

„Hunger Games“ 

Zuweilen heucheln die herrschenden Klassen auch ihr 

„Bedauern und Mitgefühl“, allerdings nur um die Ver-

antwortung auf ihre jeweiligen Konkurrenten abzu-

schieben. Sie behaupten für die  vielen Krisenherde Lö-

sungen und Friedensprozesse vorantreiben zu wollen. 

Doch im besten Fall führt das nur zu brüchigen Waffen-

ruhen. Die Kriege gehen weiter und nehmen an Zahl 

immer mehr zu. Jedes Jahr entstehen immer neue „Kri-

senregionen“,  aus denen Menschen verzweifelt zu 

flüchten versuchen.  Doch was geschieht mit den 

Flüchtenden? Sie nehmen an einer sehr realen Version 

der „Hunger Games“ teil. Sie durchqueren Wüsten, um 

die Küsten zu erreichen, wo sie ihre letzten Ersparnisse 

und ihre Leben Menschenhändlern anvertrauen, die 

sie in seeuntüchtige Boote verfrachten. Die Gewinner 

dieser “Spiele“  kommen schließlich in den Genuss von 

Niedriglöhnen und prekären Existenzbedingungen, je-

den Tag der Gefahr ausgesetzt Zielscheibe rassistischer 

Angriffe und Kampagnen zu werden. Die Antwort der 

Hauptverantwortlichen für ihr Elend besteht mitnichten 

darin, die Ausplünderung und Bombardierungen ihrer 

Herkunftsländer zu beenden. Nein, sie erfinden immer 

weitere Hürden und Schwierigkeiten, um die Flucht die-

ser  Menschen schier unmöglich zu machen.  

Krise und Krieg 

Kann jemand ernsthaft bestreiten, dass all dies Aus-

druck einer globalen Systemkrise ist? Der Kapitalismus, 
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der die Möglichkeit einer Welt in Überfluss hervorge-

bracht hat, stürzt weiterhin Millionen, wenn nicht Milli-

arden von Menschen ins Elend. Das alles ist der Logik 

der kapitalistischen Produktionsweise geschuldet. Die 

gleiche Gesetzmäßigkeit, die den Kapitalismus immer 

weitertreibt, bringt auch seine Krisen hervor. Das Gesetz 

des tendenziellen Falls der Profitrate stellt den Kapita-

lismus immer wieder vor das Problem entweder zu ex-

pandieren oder unterzugehen. Wenn ab einem be-

stimmten Punkt produktive Investitionen nicht mehr 

profitabel erscheinen, schlägt die Krise zu. Dies ge-

schah vor dem Ersten und dem Zweiten Weltkrieg. Die-

se Kriege führten zu einer massiven Kapitalentwertung 

und leiteten schließlich eine neue Runde der Kapital-

akkumulation ein. Die durch den Zweiten Weltkrieg 

hervorgerufene Kapitalvernichtung war so groß, dass 

sie den längsten Boom in der Geschichte des Kapita-

lismus hervorbrachte. Doch dieser kam in den 70er Jah-

ren zum Erliegen. Seitdem hangelt sich das System von 

einem Notbehelf zum nächsten. Bis jetzt ist es den Staa-

ten gelungen die Krise mehr schlecht als recht zu ver-

walten. Die massiven Bankenrettungen, der die Fiktion 

zugrunde lag, dass Geld aus dem Nichts geschaffen 

werden könnte, haben die Staatsverschuldung in ast-

ronomische, nie rückzahlbare Höhen getrieben. 

Gleichzeitig wurden Löhne und Sozialausgaben rigide 

gekürzt und als Maßnahmen zur Sicherung der  Finanz-

stabilität dargestellt. Sie haben keinen Ausweg aus der 

Krise, allerdings eine kontinuierliche Antwort: Die Ver-

schärfung des Klassenkampfes von oben, den Krieg 

gegen die Armen dieser Welt.  

Patrioten sind Mörder – überall! 

Dieser nimmt  sehr konkrete und ideologische Formen 

an. Sozial- und Gesundheitsstandards stehen zur Dispo-

sition. Es gibt nur noch Jobs für wenig Lohn, mit befriste-

ten Verträgen und zu immer prekäreren  Bedingungen. 

Begleitet wird das von Medienkampagnen, die das 

Problem auf „die Fremden“ projizieren. Einmal sollen 

die Migranten „unsere Arbeitsplätze“ gestohlen haben, 

ein anderes Mal eine fremde Regierung mit ihren 

schmutzigen Tricks das ganze Schlamassel verursacht 

haben. Überall entstehen Parteien wie die Front Natio-

nal in Frankreich, die UKIP in England, die Jobbik in Un-

garn, die Lega Nord in Italien oder die AfD in Deutsch-

land,  die allesamt versuchen aus der Krise Kapital für 

ihre reaktionären Positionen zu schlagen.  Die rassisti-

schen und nationalistischen Parteien spielen mit der 

Angst, doch sie sind nichts im Vergleich mit den „lin-

ken“ und „rechten“ Parteien des Mainstreams, die alle 

Register ziehen, um von den wirklichen Ursachen der 

Krise abzulenken. Ihr Nationalismus ist umso gefährli-

cher, weil er der Vorbereitung und Rechtfertigung von 

weiteren imperialistischen Kriegen dient. In der Ukraine 

sind die Menschen mittlerweile im Zangengriff von zwei 

nationalistischen Lagern gefangen, die wiederum im 

Bunde mit rivalisierenden Großmächten stehen.  Die 

prowestliche Regierung in Kiew beruft sich auf die Tra-

dition eines Massenmörders wie Stepan Bandera und 

des  sog. „nationalen Unabhängigkeitskampfes“. Im 

Osten speist sich die nationalistische Propaganda ge-

gen „die Faschisten in Kiew“ aus dem Mythos des „an-

tifaschistische Kampf der UdSSR“  im Zweiten Weltkrieg.  

Am 9. Mai wird Putin die traditionelle  Parade des Sie-

ges im „Großen Vaterländischen Krieg“ abnehmen. Es 

sieht so aus, dass kein führender westlicher Politiker be-

reit ist, ihm dabei Gesellschaft zu leisten.  

Sozialismus oder Barbarei 

 

Die globale Krise hat die überall zu beobachtenden  

imperialistischen Rivalitäten weiter angeheizt. Das ver-

zweifelte Ringen um Energieressourcen, strategische 

Vorteile und Expansionsmöglichkeiten ist die Triebfeder 

der immer brutaler werdenden Kriege unserer Zeit. Un-

ter kapitalistischen Bedingungen ist die Vorstellung ei-

nes globalen Schuldenerlass eine utopische Fantasie. 

Alle kapitalistischen Mächte mögen Kapitalabwertun-

gen - nur nicht die eigene. Der Weg zu einem weiteren 

verallgemeinerten imperialistischen Krieg ist noch lan-

ge nicht verschlossen. Das gleiche gilt jedoch für eine 

grundlegende Alternative. Die ArbeiterInnenklasse hat 

kein Vaterland. Wir sind und waren schon immer eine 

Klasse von MigrantInnen. Wir sind die einzige Kraft, die 

in der Lage ist die Austerität, den Nationalismus und die 

kapitalistische Dynamik hin zu einem weltweiten Krieg  

zu beenden. Nicht weil wir im Besitz bestimmter morali-

scher Werte wären, sondern weil wir als Klasse kollekti-

ver ProduzentInnen die Kraft haben, dem Kapitalismus 

zu begegnen und ihn überall zu überwinden. Auch 

wenn es für viele noch nicht ohne weiteres ersichtlich 

ist, steuert die Menschheit auf eine existenzielle Ent-

scheidung zu: Entweder folgen wir der kapitalistischen 

Logik hin zu mehr Kriegen und dem ökologischen 

Raubbau dieses Planten, oder wir organisieren die Ge-

sellschaft auf der Grundlage des Gemeineigentums an 

den Ressourcen dieser Welt vollkommen neu. Wir nen-

nen ein solches Projekt Kommunismus. Es hat nichts mit 

dem Staatskapitalismus der alten UdSSR zu tun. Es geht 

um eine Gesellschaft ohne Staaten, Grenzen, Geld 

und Kriege. Eine Gesellschaft auf der Grundlage des 

Prinzips: Jeder nach seinen Bedürfnissen, jeder nach 

seinen Fähigkeiten. Der Kampf für eine solche Gesell-

schaft wird nicht einfach sein. Als erstes müssen wir uns 

der Austerität verweigern. Doch dies kann nur der erste 

Schritt sein. Es geht darum den Kapitalismus als Ganzes 

in Frage zu stellen. Außerhalb und gegen den Bezugs-

rahmen der Gewerkschaften müssen wir unsere eige-

nen autonomen Klassenorgane wie Streikkomitees und 

Versammlungen mit jederzeit wähl- und abwählbaren 

Delegierten entwickeln, um ein Maximum an Beteili-

gungs- und Entscheidungsmöglichkeiten für alle zu 

gewährleisten. Die Aufgabe der revolutionären Min-

derheit besteht jedoch vor allem darin, eine grundsätz-

liche Alternative zu diesem System in ein Programm zu 

fassen, welches als politischer Bezugspunkt für die 

Mehrheit der ArbeiterInnenklasse dienen kann. Dies 

setzt die Schaffung einer internationalen politischen 

Organisation voraus, die fähig ist, dieses Programm zu 

verbreiten und  zum Angriff auf die Macht anzusetzen. 

Eine solche revolutionäre Partei ist keine Regierung im 

Wartestand. Sie wird auch kein Vaterland haben. Nur 

indem sie international und internationalistisch agiert 

wird sie als Bezugs- und Koordinationspunkt all jener 

fungieren können, die dem Elend des Kapitalismus ein 

Ende setzen wollen. Unser Ziel als IKT besteht darin, Teil 

dieses Prozesses zu sein. Schließt Euch uns an! 

 

Internationalistische Kommunistische Tendenz 



Die Gruppe Internationaler SozialistInnen ist ein marxistischer 

Diskussions– und Arbeitszusammenhang. Unser Orientierungs-

punkt ist die Tradition der Kommunistischen Linken, einer 

Strömung die frühzeitig Nationalismus und Stellvertreterpolitik 

bekämpft, und die Ideen des revolutionären Marxismus 

gleichermaßen gegen Stalinismus und Sozialdemokratie ver-

teidigt hat. Als globales System kann der Kapitalismus nur in-

ternational bekämpft und überwunden werden. Deswegen 

sind wir Teil der Internationalistischen Kommunistischen Ten-

denz (IKT), einem internationalen Zusammenschluss links-

kommunistischer Gruppen und Organisationen. Nur eine rati-

onal auf Befriedigung der Bedürfnisse orientierte Gesellschaft 

wird die existentiellen Probleme der Menschheit lösen kön-

nen. Eine solche „Gesellschaft der Freien und Gleichen“ ist 

keine Staatsveranstaltung! Der Sozialismus oder Kommunis-

mus ist kein Zustand oder ein Programm, welches sich per 

Partei oder Staatsdekret in die Praxis umsetzen ließe, sondern 

eine gesellschaftliche Bewegung zur bewussten Überwindung 

von Herrschaftsverhältnissen. Erst in einer Gesellschaft in der 

„die freie Entwicklung eines jeden, die Bedingung für die freie 

Entwicklung aller ist“, wird die Herausbildung wirklicher Indivi-

dualität möglich sein, werden die Menschen ohne Angst ver-

schieden sein können.  Wir fordern alle jene, die sich mit die-

ser Perspektive identifizieren können auf, mit uns in Kontakt zur 

treten. 

 

Nr. 28 unserer Zeitschrift ist erschienen: 

 

 

  

 
 

Kontakte zur IKT: 

 

Britannien: 

Communist Workers‘ Organisation 

 

uk@leftcom.org  

 

Italien: 

Partito Comunista Internazionalista - Battaglia Comunista 

 

info@leftcom.org 

 

Kanada/USA: 

Internationalist Workers Group/Groupe Internationaliste 

Ouvrier 

 

us@leftcom.org/canada@leftcom.org   

 

Frankreich: 

Bilan & Perspectives 

 

info@leftcom.org 

 

BRD: 

Gruppe Internationaler SozialistInnen 

 

de@leftcom.org 
 

 

 

Du kannst „Sozialismus oder Barbarei“ abbonieren : 

 

20 Euro für 4 Ausgaben, Porto incl. 

 

Auslandsabo: 30 Euro für 4 Ausgaben, Porto incl.  

 

Kontakt zur GIS: GIS c/o Rotes Antiquariat, Rungestr. 

20, 10179 Berlin  

 

e-mail: de@leftcom.org  

 

www.gis.blogsport.de I www.leftcom.org 

 

http://leftcom.org/
http://leftcom.org/


 

Massensterben auf dem Mittelmeer: 

Die Barbarei des kapitalistischen Profitstrebens 
 

Das Mittelmeer ist zu einem der 

größten Friedhöfe der Welt 

geworden. Jedes Jahr versu-

chen tausende Flüchtlinge die 

Gewässer zwischen der  afri-

kanischen Küste und Italien zu 

überwinden. Es ist immer wie-

der von neuem eine tragische 

Reise ohne Wiederkehr. Bei der 

jüngsten Tragödie kamen 

nach offiziellen Verlautbarun-

gen 900 Schiffbrüchige ums 

Leben. Sie waren wie Sardinen 

auf einem Boot zusammenge-

pfercht, das für höchstens 200 

Personen ausgelegt war. Ein-

fach nur ein tragisches Un-

glück wie gerne behauptet 

wird? Nein! Die rituellen Trau-

erbekundungen, die zur Schau 

gestellte „Betroffenheit“, die 

ganze widerliche Heuchelei 

können nicht darüber hinweg-

täuschen, dass dies schon seit 

Jahren geschieht. Für das 

Sterben gibt es einen einzigen 

Grund: Das kapitalistische Pro-

fitstreben. Es war die geostra-

tegische Erwägung in Zukunft 

mehr Profite realisieren zu kön-

nen, die den westlichen Impe-

rialismus ermuntert hat, einige 

Regime im Mittleren Osten zu 

Fall zu bringen. Genauso ver-

hält es sich mit der anfängli-

chen Unterstützung der Mör-

derbande „Islamischer Staat“ 

(IS) durch Saudi Arabien und 

die USA, um so den Einfluss ih-

rer Rivalen (Iran und Russland) 

zurückzudrängen. Der IS ist sei-

nen einstigen Sponsoren mitt-

lerweile entglitten und verwüs-

tet im Mittleren Osten ganze 

Landstriche, von Syrien, dem 

Irak bis hin nach Libyen.  

Aus diesem, und nur aus die-

sem Grund, fliehen Hundert-

tausende Menschen vor Krie-

gen, Zerstörung und Hunger bis 

zur libyschen Küste, auf der 

Suche nach einem Leben, das 

in ihren Ländern nicht mehr 

möglich ist. Es ist die reine Gier 

nach Profit, die skrupellose 

Menschenhändler dazu be-

wegt, diese verzweifelte Men-

schen zu Waren zu machen, 

oftmals ganze Familien auf 

seeuntüchtige Boote zu zwän-

gen, und jeder Person bis zu 

2000 Euro für eine Reise abzu-

knöpfen, die oftmals auf dem 

Meeresgrund endet. Aus den-

jenigen, die es schaffen die 

Küsten von Sizilien, Kalabrien 

und Apulien zu erreichen, lässt 

sich noch leichter Kapital 

schlagen. Tausende dieser 

Menschen fallen in die Hände 

gieriger Unternehmer und Ag-

rarproduzenten, die sie unter 

sklavenähnlichen Bedingun-

gen eine ganze Saison für zwei 

oder drei Euro pro Tag schuf-

ten lassen, ohne ihnen etwas 

zu essen oder ein Dach über 

dem Kopf zu geben. Viele ge-

raten auch in die Fangnetze 

bestens vernetzter Zuhälterkrei-

se, werden zur Prostitution ge-

zwungen und gnadenlos aus-

gebeutet. Andere werden in 

ihrer Verzweiflung Opfer zyni-

scher Organhändler,  die sie 

auf Provisionsbasis ausschlach-

ten, um ihre Spenderorgane 

lukrativ zu verkaufen.  

Es ist pure Profitkalkulation, die 

die europäischen Staaten zö-

gern lässt angesichts des tägli-

chen Sterbens auf dem Mit-

telmeer ernsthaft zu intervenie-

ren. Sie wollen schlicht und 

einfach Kosten sparen. Das 

markanteste Beispiel ist die eu-

ropäische Operation „Triton“, 

die das italienische Programm 

„Mare Nostrum“ ersetzte. Frü-

her gab Italien 9 Millionen Euro 

pro Monat aus, heute hält die 

EU für die sog.  „Seenotret-

tung“  gerade einmal 2,5 Milli-

onen Euro zur Verfügung. Die 

Patrouillen wurden zurückge-

fahren und das Operations-

gebiet eingeschränkt.  

Die verheerende Krise des Ka-

pitalismus hat Armut, Hunger 

und Elend weiter verschärft. 

Für diejenigen, die alles verlo-

ren haben, gibt es keine Hand-

lungsspielräume. Für sie ist kein 

Geld da, oder wird anderwei-

tig investiert. Es gibt nicht den 

Ansatz eines ernsthaften politi-

schen Willens der Staats- und 

Regierungschefs, angesichts  

dieser immensen menschli-

chen Tragödie einzugreifen. 

Dieses Wirtschafts- und Gesell-

schaftssystem orientiert sich 

einzig an der Kosteneffizienz. Es 

schielt auf den Profit in den 

Fabriken, wo die ArbeiterInnen 

immer weiter ausgepresst 

werden, um sie dann, wenn sie 

nicht mehr gebraucht werden, 

auf die Straße zu setzen. Es ist 

der entfesselte Konkurrenz-

kampf um Öl- und Energieres-

sourcen, der zu immer weite-

ren Kriegen führt. Ob nun in 

den Parlamenten des angeb-

lich „zivilisierten Europas“ oder 

in den Booten der „kriminellen 

Schleuserbanden“  - überall 

geht es um den Handel mit 

und die Ausbeutung von  

Menschen. Es ist an der Zeit 

diesem Treiben nicht mehr ta-

tenlos zuzuschauen. Aufleh-

nung, Kritik und praktischer 

Kampf gegen dieses System ist 

nicht nur einfach eine morali-

sche Verpflichtung. Die welt-

weite Überwindung des Kapi-

talismus erweist sich immer 

mehr als politische Notwen-

digkeit.         


